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Ein Volks blatt.
Dienstags.und Freitags erscheint eine Nummer in V» Bogen. Der Bo r auSbez  ahl u ngS PociS ist für auswärtige Abonnenten, ein¬
schließlich des OldenbuxgischenPostporto'S, vierteljälirlich 36 Gr. : für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr. frei ins Haus.

VII. Ml 'ALllZ. Freitag , den 22 . Marz 1850. ^ 24.

Einheit des Rechts — eins der theuersten
Interessen.

I/umkorwits c'est 1s vio l

Der verewigte geistreiche Rcchtsgel ehrte vonLcu-
erbach  nennt in seinen.̂ Kleinen Schriften vermischten
Inhalts '" Napoleons Gesetzbuch eins .der schönsten Ehren-
donkmale des Französischen. Namens, das gemeinsame
Werk der gelehrtesten unv zugleich, welterfahrensten Män¬
ner eines geistreichen Volks. Er nennt die französische
Gesetzgebung,ein Muster der GesctzgebunL. —

Seit fast einem halben Jahrhundert genießt Frank¬
reich die Wohlthaten dieses Gesetzbuches. Dasselbe hat !
Einheit des Rechts  in dem großen weiten Reiche
begründet. Es hat die vor der.Revolution herrschende
Verschiedenheit des Rechts in den verschiedenen Provin- .
zcn vernichtet, die Einthcilung in Lsxs äu droit äerit !
und ein droit «autuwlor aufgehoben, die Wuchcrpflanze
der Gewohnheiten und Observanzen, deren finstere Herr¬
schaft so manche Täuschung verursacht, auf immer ver¬
tilgt, das Gesetz zur gemeinsamen  Schützern, aller  ,
Bürger erhoben.

Der Vaterlaudsfrcund. rer denkende Rechtsgelehrte
der Le» Ruhm eines Schriftstellers weder in Compilationen
sucht, deren Stoff Ameise,istrtig jn ,Bibliotheken gcsain- ^
melt wird, noch diese Compilationen anstaunt, wenn
auch der Titel des Buchs den Namen des Verfassers
mit dem ausgesuchtesten Pompe zur Schau stellt, fühlt
sich dagegen aufs .unangenehmsteberührt, wenn er, sei¬
nen Blick von jenem wohlthucndcn Bilde wcgwcndcnd,
das Chaos der Gesetze in den einzelnen Deutschen Staa¬
ten ins Auge faßt, die Verschiedenheitdieser Gesetze
erwägt, sogar in Staaten von geringem Umfange ein
Gemisch von verschiedenen Gesetzen wahrnimmt, ja selbst
an ton kleinsten Orten nach persönlichen und Local-Rück-
sichtcn eine Rechtsverschicdcnhcit antrifft.

Auch unser Heimalhland leidet an diesem auffal¬
lenden Gebrechen. Jn der Stadt Oldenburg gaben hin-
sichtS der ehelichen.Güterverhältuiffe thcilö das gemeine
Recht, thcils die Bremer Statuten über eigcnthümliche
eheliche Gütergemeinschaftdie Norm, für die Mehrzahl
der Bewohner des Stad- und Butjadingcr-LandeS gilt
in .Betreff, dieser. Verhältnisse bas Butjadiirger Land-
recht; für einen großen Theil des alten Hcrzogthums
bient hinsichts der Jntestat-Erbfolge die Brautschatz-Vcr-
ordnung vom 28. Februar 1730 als Norm, und in
Betreff der ehelichen Gutcrvcrhällnissc die Verordnung
vom 30. Deehr. 1754, die Mehrzahl der Bewohner der
Kreise Vechta und Cloppenburg wird nach der Münster-
scheu Polizciordnung beurtheilt; ganz verschieden sind
wiederum die Gesetze, welche in Betreff des ehelichen
Gütcrrechts in dem ehemals hannoverschen Thcilc des
Amts Wilmshausen Geltung haben; ganz anderer Art
endlich die in der Herrschaft Jever.

Welch eine Reihe verschiedenartiger. geradehin von
einander abweichender Gesetze in einem Staate von ge¬
ringem Umfange! Ihre Verschiedenheitwürde weniger
fühlbar sein, wenn über ihren wahrhaften Sin » Ge¬
wißheit bestände. Eben dieser Mangel an Gewißheit
ist aber gewiß jedem praktischen Rechtsgclchrtcnbekannt,
und so mancher Prozeß führenden Parthci empfindlich
kund geworden. Wem wären,unbekannt die verschiede¬
nen Auslegungen gewisser Bestimmungen des Bntjadin-
gcr Landrechts, der Brautschatzverordnung insbesondere
in Betreff der Frage, ob in Cvllatcral- Erbfällen ein
Grund-Erbrecht statt sendet, die Verschiedenheit der An¬
sichten über die Wirkungen der Gütergemeinschaft, die
der Münstcrschen Polizeiordnung über die Rechte des
überlebendenEhegatten am Sammtgute, wenn Kinder
hinlcrblriben. die der Succcssion dieses Ucberlcbcnden
»ach Verschirdenhcit der Fälle, ob eines der Kinder vor
oder nach der Schichtung mit Tode abgcht.



Die legislative Cultur.würde ohne Zweifel wesent¬
lich gefordert sein, wenn authentische Declarationenbe¬
stehender Controvenen über den Sinn eines Gesetzes
bewirkt wären. Sie zu beantragen, lag dem Gerichte
ob. Anträge solcher Art sind aber nur in sehr seltenen
Fällen gemacht, und gewiß sind.beispjclshalbcr die Höch¬
sten Verordnungen vom 2V. Fcbr. 1819 zur authen¬
tische» Erklärung des z. 43. der Bcamtenmslruction,
so wie die vom 25. August 1828 über die Aufhebung
rer sog. Imx 4nr,8t»siana zu den seltenen Ausnahmen
zu zählen. Dagegen sind die meisten Quellen des so
verschiedenartigen ParticularrechtS nnünterbrochcn Gegend
stände vvctrineller Polemik geblieben,. und. werden es
bleiben, so lange der beikommendc Richter die einmal
gefaßte wvhlgcprüftc Ansicht nicht aufgiebt, aus Achtung
gegen seine richterliche Selbstständigkeit ihr ferner folgt,
und sie aus serviler Devotion gegen die obere Behörde
nicht aufgiebt.

Einheit des  R cch iS für alle Laubesthellc, Ver¬
nichtung der Wirksamkeit etwa bestehender Gewohnheits¬
rechte und Observanzen ist demnach gewiß, eins der teu¬
ersten Bedürfnisse der Bewohner des Landes. Es leidet
wohl keinen Zweifel, daß diese RechtScinheit sie inniger
mit einander verbindet, während Verschiedenheitdes
Rechts sic von einander entfremdet. Das Gesetz sei die
gemclnsame Mutter aller Bürger. Ein Jeder muß in
gleichem Maße  seiner Wohlthaten sich erfreuen!

Daß dieses hohe Ziel erreicht, baldigst erreicht werbe,
muß ein Jeder wünschen, dem die Beförderung des Ge-
sammtwohls am Herzen liegt. Möge,cs nicht fern
sein! -

Die Wehrpflicht.
Die Abschaffung der Stellvertretung hat im Lande

gewiß nicht die allgemeine Stimme für sich und bei
weitem die Mehrzahl*) würde gewünscht haben, daß der
Minorität der Sieg verbliebe», weil diese Sache eigent¬
lich keine Parlcifrage, sondern den Nutzen sowohl der
vermögenden als unvermögenden Elasse, zugleich berührt
und zu Nicmandens Schaden gereicht; selbst auch für
bas Land wegen Pcnsionirung der Uutcrossicierc von
großem Nutzen gewesen sein würde.

Daß die Wehrpflicht für Alle gleich sei, hat das
Staatsgrundgcsctz vorgeschriebcn, bas im Entwurf.,vor-
gelcgic RccrutirnngS-Gcsctz kann aber diesen Zweck nicht
erfüllen, zumal wenn das bevorrechtete Institut der
Freiwilligen bleiben soll, was nach der öffentlichen Mei¬
nung nur zur Beschönigung Einzelner bient. auch bei
einer kurzen Dienstzeit durchaus nicht erforderlich ist.

Meinen Sic ? ' D . Beob.

In diesem Recrutirungs-Gcsctz-Entwurf finden,sich
überhaupt manche Unebenheiten, die eines Theils auf
Billigkeit, dann aber auf klares Recht wohl keinen An¬
spruch machen können.

So ist Arc. 27. darin gesagt, baß ohne Rcclamativii
die Rekruten cn'twcdH zur Reiterei oder zur Infanterie
gezogen werden können. Warum können aber nicht billige
Wünschêberücksichtigt" werben, die der Eine oder der
Andere für diese ober jene Waffengattung ansspricht,
zumal wenn er vorher darum nachsucht?

Dann wirb auch angenommen, baß die Loosung
schön eine Verbindlichkeitzum Dienst bedinge und. kein
Wehrpflichtiger dann mehr auSwandern könne. obgleich
das SraatsgrunbgesetzArt. 51. deutlich besagt, daß von
Staats wegen die Auswanderung!nicht beschränkt werden
kann. Bestimmte Rechtsvorschriftensoll man aber nicht
drehen noch.beutcln, sondern nur bestehen lassen, wie
sic eben nach klaren Worten bestehen.

So lange also die Zeit noch nicht da ist, baß ein
Wehrpflichtiger zum wirtlichen Dienst eiiurcten muß.
wird diese Freiheit von keinem Gerichtshof abgcschnitten
werben können. Vorschriften können allerdings erlassen
werden, aus welche-Weise Wehrpflichtigem dieser Hin¬
sicht,ihr gutes Recht zu wahren haben. indessen das
Recht selbst soll mau dem Volke nicht verkümmern.

MiUtairisches.
Der ehemalige preußische LieutenantR ü stvw sagt

in seinem Werke übercbas' Preußische Heer: „Es ist
„heute kein Mensch mehr frech genug, zu behaupten,
„daß die Ausbildung zum Waffendienst eine mehrjährige
„Dienstzeit in- der Linie erfordert; die aufgeklärteren
„Officiere wissen cs am Besten, daß sie mehr Grund als
„die römischen Auguren hätten, bei ihren Begegnungen
„über die Wichtigkeit ihrer Hantwerkögchcimnisse sich
„ins Gesicht zu lachen. — Früher konnte man jene
„Nothwcnbigkeik. man möchte sagen, mit gutem Ge-
..wissen, — jedenfalls ohne verhöhnt zw werden, be-
„haupten; heute nicht mehr; heute sagt,dafür der
„würdige Repräsentant des preußischen Heeres vor ver¬
sammelter Kammer des Volks: es sei nicht bloß- nöthig.
„daß der Soldat zum Waffendienst auSgebiltct werde,
„es sei eben so nöthig, daß er erzogen  werde. -777
„Wozu nun Alles in der Welt soll er. erzogen werben?

„Alan will dem jungen Soldaten de» unbcdenglcn
„Gehorsam  anerziehen; so sagt man. Dieser un-
„bedingte Gehorsam ist auch ein solches Wort, welches
„anscheinend sehr klar aussicht und hinter dem dochW
„lctzt Nichts steckt. Der unbedingte Gehorsam ist

»

. e>



der That nicht anznerziehen ;, : - ^ kein  Mensch

- ' .gehorcht einem Befehle unbedingt und keinem  ge-

„horcht er unbedingt . Er gehorcht entweder aus Zwang,

i ^ odcr aus der Ncberlegung,  daß das Nichtgehorchen

vfthm größere Uebcl zuziehe , als der Gehorsam , oder end-

/gich a „ s der Ueberzcugung  von der Vernünftigkeit

; .reS Befehls . . . . . . Sic ist aber die sicherste

„Grundlage für den ' Gehorsam " '. — -

Es würde zu weit führen , hier noch mehr aus dieser

jedenfalls interessanten Schrift miizutheilen.

Von der Jah - e. f̂
Als vor mehreren Tagen die Frankfurter Marine -Com¬

mission in Begleitung des Admirals Lrommy  und der

RcgicrungS -Cvmmission das Fahnvastcr . bcrJahde wegen

Anlegung eines Kriegs .hascns bei Heppens untersuche»

wollte,  konnte sic die Jahde nicht befahren , weil diese

noch nicht betonnt war . So ist denn wieder unsre

schöne Hoffnung zninKriegshäfen bei Heppens auf einige

— Zeit verloren.
Die Regierung wird jetzt hoffentlich eine Verfügung

treffen , nach welcher die Betonnung der Jahde . ferner

nicht mcbr von Privaten betrieben werden darf ; denn

unsere Schiffer beklagen sich mit Recht , viel über die

spare und überhaupt nachlässige . Betonnung der Jahde;

in der Weser , ist schon am 11 . -Februar damit der An¬

fang gemacht und längst beendet ; aber Madam Georg

hat bis jetzt noch keine einzige Tonne in der Jahde

legen lassen — und  liegen dann endlich um Mai sämmt-

liche Tonnen , so wird — wie wir das erlebt haben —

den ganzen Sommer nicht wieder darnach gesehen , selbst

wenn von Schiffern ihr angczeigt wird , daß einige Ton¬

nen vertrieben oder im senkenden Zustande sind.
16 . . . . .

Die Sitzung der Specialdirecton des Armen¬
wesens zu Atens,

vom 4 . d. M . /als fernerer Beitrag zu den dortigen

Kuriositäten.

Anwesend waren der Vacanzprcdigcr Eckardt,  der

Kirchspiclsvogt Mcnndscn  und die Armcnvätcr G.

-und L.

Nachdem Einiges über Armensachen verhandelt , bringt

Herr Eckardt eine für ihn wohl interessantere Sache zur

Sprache , — Las Hcirathen . Er fordert den mitanmr-

scnden G . auf , doch eine Frau Zu nehmen, , dann könne

er sein Herz besser ausschütten ; er ( Hr . Eckardt ) würde

tS auch thun , wenn seine Verhältnisse cs nur erlaubten

u. s. w. Als G. sich auf solches Gespräch nicht cin-
läßt ; wird in Armensachen weiter , verhandelt , doch bald

saßt der Kirchspiclsvogt dasselbe wieder auf , indem er G.

das Anerbieten macht, , für ihn als Frciwerbcr zu einer

gewissen reichen Dame zu gehen , wcnir ' G . nhm für den

Fall des Gelingens 500 Rthlr . versprechen wolle . G.

antwortet nicht , worauf der Kirchspiclsvogt Hrn . Eckardt

ersucht , einen Wechsel in geeigneter Form auf 500 Rthlr.

lautend aufzuschreibcn . Dies geschieht sofort , und wird ,

dieser Wechsel von Mcnndscn dem G . zur Unterschrift !

vorgelegt . Als G . sicht , daß man die Sache so weit zu

treiben sich erstecht und den Wechsel ffescib will , auch wohl

Miene macht , ihn zu sich zu stecken , wird er -ahm ent¬

rissen und zu Fidibus benutzt . Hierauf wird weiter in

Armensachen verhandelte G . soll bereits obige Scandal-

gcschichtc dem Amte angczeigt und sich geweigert haben,

femer einer Sitzung der . Atcnscr Specialdircktion bcizu-

wohnen . . >

Warum wohl die Herren Eckardt nnb Menndsen ihre

gütige Vorsorge dem G . ausdringen wollten , ist um so

schwieriger zu begreifen , da G . bei der jüngsten Pfarrcr-

wahl nicht mit dem Kirchspiclsvogt . für Hrn . . Eckardt

stimmen wollte . Hr . Eckardt erklärt in seinen jüngsten

Predigten den Atenscrn das Vater Unser ; die Erklärung

der Bitte : „ Erlöse uns vom Ucbcl " wird sicher , großen

Eindruck gemacht uttd den Atcnsar » zu ernstem Nach¬

denken Veranlassung - gegeben haben .. ff

DaS Berliner Bünhnitz

ist abermals und zwar zum dritten Male vor dem Land¬

tage , trotzdem daß der Anschluß an .dasselbe schon zwei

.Mal von dem Landtage verweigert ist .. Wie das Mini¬

sterium , nachdem cs schon hinreichend eine Ahnung von

der Gesinnung des Landtags über die Prcußciifragc er¬

halten , dennoch einen Antrag zur nachiräglichen Zustim¬

mung desselben stellen konnte , das . begreife ein Anderer.

So matt und kraftlos , so ohne Gehalt und Ueberzcugung

das Ministerialschrciben in Bezug auf das BcrlinerBünd-

niß ist , so kernig , schlagend und wahrheitsgetreu ist der AnS-

schußbcricht über .dasselbe . Die „ Renen,Blätter " nennen

freilich in ihrem Stelzenpalhos : vaS . Schreiben des Mi¬

nisteriums „würdig und gehalten"  und den Bericht

des Ausschusses dagegen „ bitter , ironisch , ja höhnisch . "

So etwas ist man aber von den Beglacühandschubtcn

gewohnt , und wir freuen uns nur , . daß der Aus¬

schuß die Sache so dargcstelll hat.  wie er es gethan.

Hätten diejenigen Abgeordneten — es sind nur Be¬

amte — die nur für den Anschluß .sind , „ weil wir

doch etwas haben müssen " , nicht diesen genügenden

Grundsatz ihrer Obern vingrsogcn , sie müßten wahrlich

von der Dcduction de « Ausschusses überzeugt sein und

nunmehr gegen den Anschluß stimme » . Doch nein , das

wäre zu viel verlangt , cs ist genug , daß sie in einer so

winzigen Minderheit , sind . Ob sie wohl auch , wie die

Bremer Minderheit , das Unerhörte , wagen und . sagen

werden : „ wir lassen uns von der Majorität keine Vor¬

schriften machen ?" — Nein, ..das werden sic nicht thun

- --- wenigstens im Landtage werden sic cs njcht thun!

und außerhalb desselben können sic ja auf eigne Rechnung

nicht allein nach Erfurt, . sonderu .auchmachKonstantiiiopel

einen Abgeordneten schicken. - -- . DerAusschuß ( Bockes,

Kitz , Nicbour : ! !. , W .erry . Wihtl)  hat nun sin

seinem Bericht , nachdem er die Sache mit Scharfsinn,

Klarheit und Deutlichkeit anseinändekgelrgt . einstimmig

folgende Anträge än den Landtag gestellt:

1 ) „ der Landtag beschließe , daß die nachträgliche Be¬

stätigung des Beit,ittsvertrageS zum Berliner Bünd¬

nisse nicht zu ertheile » sei " ;

2 ) „ der allgemeine Landtag wolle sich mit dem von-



^en -Landtage Dahin einverstanden erklären , Laß auch
er eine .'Rechtsverbindlichkeit des BeitriltsvertragS
zum Berliner Bündniß ohne die Bestätigung des
allgemeine » Landtags nill >t anerkenne !" ;

Ä) ,Der -Landlag wolle erklären , daß -er die Bcfugniß
Der Slaatsregicrung -zur Erlassung der Verordnung
vom tÄ . 'Decbr . 1.849 . bctr . Die Wahl von Abge¬
ordneten zum Volkshaust des deutschen Reichstages
ohne ständischeZustimmung nicht 'begründet finde " ;

4) „ der Landtag beschließe, daß er den Antrag Der
Staatsregicrung auf Vornahme der Wahl . einos
Abgeordneten zum deutschen Staatenhausi als -un¬
berechtigt lablehut ' ' .

Zwei Mitglieder desAusschusses ( Kitz und W ibcl)
lbeantragen dann : '

.,dcr Landtag wolle , unter Wittheilung seiner .obi¬
gen Beschlüsse an Die StaatsregieMflg .deren weitere
Entschließung undchalLigstc Rückäußerung abwartcn,
bevor ex die in dieser AiMlegcnhcit ihm zustehcn-
dcn und pskichtmäßlg ihm gebotenen Schritte unter¬
nimmt , insbesondere auch, was djc VeraiUworllich-
keit' dcs Ministeriums in der bisherigen und ferneren
Ausführung des Bcitrittsvertragcs durch Beschickung
desReichStagcs .nnd andere Maaßnahmcn anbettissi " .

Die drei anderen Mitglieder (Böckel , Nicbvur .II.
und Werry)  dagegen:

„der Landtag wolle gemäß Art . 230 . des Staats-
- grundgcsetzes gegen das Gcsanimtministcriuni die

Anklage wegen der durch die fortgesetzte Ausführung
des Berliner Vertrages vom 26 . Mai 1849 ver¬
übten Verletzung der Verfassung beschließen und
gemäß Artl 3 . des Staatsgrundgesctzcs die Staats-
regierung aiifforderu . zur Errichtung eines Staats-
gerichtshoscs die erforderlichen Einleitungen zu
treffen , damit vor diesem .durch vom Landtage aus
seiner Mitte zu erwählende Bevollmächtigte die
Anklage erhoben werden könne" ;

ferner:
„daß dcrLandtag 1) alle und jedcMittel zur weiteren
Verfolgung deS BerlinerBündnisseö verweigern werde,
und 2 ) daß er das Staatsministcrium ausdrücklich
für alle weiteren Schritte in dieser Angelegenheit
und allen daraus dem Lande entstehenden Schaden
und Nachtheil noch besonders verantwortlich mache" ,

lieber diese Anträge sollte heute . den 21 .. verhandelt
und Beschluß gefaßt werden ; der Ministcrialrath v. Eli¬
se » de ch er erklärte jedoch vorher , erhöbe LcrKammcr .ein
Schreiben des St .-Minist . mitzuthcilen . inwelchem bezüglich
der deutschen Frage auf etwas schrWesentliches aufmerksam
gemacht werde, was das Ministerium in dem Ausschuß-
bcrichr nicht berührt gefunden habe . Auch etwas Neues
sollte das Schreiben enthalten . Man spitzte die Ohren
und war sehr gespannt auf dies Neue und Wesentliche.

Der Ministcrialrath -las das Schreiben ah , aber chqs
Reue , daS .es enthalten sollte , war etwas sehr Altes und
das Wesentliche etwas ganz Unwesentliches . .Es wurde
nemlich darin dem Ausschüsse zu bedenken gegeben , Daß
Oldenburg von dem .( ch ch ch) Bund wieder -ipskMinen
könne , wenn Hannover und Sachsen , die keineswegs .Da¬
von los wären , -sondern sich gegenwärtig noch iy hpr
Schwebe befänden , später . -ihre Lossagung rechtlich zu
begrünten vermöchten . DaS möchte der Ausschuß »och
einmal in Berathung ziehen und die Abstimmung -seiner
Anträge möge die Kammer beschließen, noch einige Tage
anszusctzen . Der Präsident legte der Kammer die Frage
vor.  ob sie den Vorschlag des MinisterialschrcibenS . die
Abstimmung über die Ausschnßanträgc in der deutschen
Frage , annchniKl -wolle oder nicht . Böckcl erhob sich
— wies in einigen Worten die Richtigkeit des Wini-

nstcrialschreibens nach und beantragte , sogleich ans, -Werk
zu gehen. Wibel — mit Böckcl  in so weit ei-nvek-
stanken , daß das Schreiben längst Bekanntes enthalte,
— beantragt jedoch, die Sache bis morgen , Freitag , d.
22 . , zu verschieben , welcher Antrag denn auch , nach
einer kurzen Debatte , angenommen wurde . Hiernach
wollte , v. Hilickh  noch einen Antrag in dieser -Sache
stellen , wurde aber natürlich vom Präsidenten damit
zurückgcwieftn . Als er sich nicht .zufrieden geben wollte,
forderte der Präsident anf , wer v. Finckh beistimmr,
möge aufstehcn ; -— es erfolgte aber kein Aufstand . Nach
einer Viertelstunde wurde zur Tagesordnung übcrgc-
gangcn.

Vom 14 . bis 21 . März sind in der Oldenv . Gemeinde;
L. Eoputirt : 13 ) Friedrich Bernhard Hüll und Mar¬

garethe Enget Elisabeth Buschmeyer, Bürgerfcld ; 14) Joachim
Hinrich Braasch und Johanne Henriette Marie Bartels.

ÜI . Getwufl . 83 Wilhelm Hcinrick Nüdcr, Oldenburg;
84) Johann Hinrich Hellbnsch, Nadorst ; 83 ) Helene Reimers,
Bornhorst ; 86) Johann Ehriflvph Bernhard Hnll, Bürget seid;
87) Johann Gerhard Friedrich Wille, Eversten ; 88 ) Ottüiiiar
August Wilhelm Dicchlcr, Oldenburg ;, 89) Friedrich Johann
Eduard Havcrkagip, Eversten; 9») Johann Hermann Grainberg,
Nadorst ; 9 >) GcrharcOltmann Hotcs, Mvvrhanscn ; 92) Anna
Margarethe Schulz . Eversten; 93) Victor Johann Georg
Mütter , Heil . Geist hör.

Sil . Beerdigt : 69) Catharinc Grrh .irdinc Mrntz, geh.
von Buschmann, Oldenburg , 27 I . 16 M . ; 76) Glicht Mar¬
garethe Schwarting , geb. Wübbenhvrst, Ofenerfeld, 42 I . ; .71)
Elard Theodor Schipper, Oldenburg , 38 I . 4 M . ; 72 ) Mar¬
garethe --Weyhcn , geb. Kleckgclher, Ohmstede, Ü3 I . 3 M,;
7.3) Mete HitbklS , geh. Ähllrs, . Bürgerfcld , 49 I ; 74) Eä-
tharlnc Meyer , geb. Wicmkeit, Donnetschwec, 63 I . ; 78)
Elans Hinrich Martin -Kühne, Stau , 4 I . 1l M.
Sojinlag . den .24 . März predigen in der Laiubcitikirchc:
Frühpredigt ; Herr Pastor Greveruy . Anf. 8 Uhr.Hauptprcdigt : „ Payor Gröning.
' -EonfirmaiilcnMnscgnung : 9 '/, „
Nachm .̂Pmd . : „ Mrchenralh Elaußcn . 2 „

Auswärtige Bestellungen anf das mit dem st. April beginnende zweite Quartal des „ Beobachters"
» G 4. bitten wir möglichst 8 Tage vor Ablauf dieses Monats an die Postamts - Zcitungs - Expedition
in Oldenburg -machen zu wollen , damit den rcsp. Bestellern die Exemplare complct geliefert werden können.

Auch alle .Postexpeditionen des Landes nehmen BcsWuiigcn an ; sie könne» die Gelder unfrankirtan die oben genannte Expedition einsenden. Die Redaktion.

Redactcur : Wilhelm Ealberla. — Schncllprcffendruck und Wcrlag von Gerhard Stalling ln Oldenburg.
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Politische Selbsttäuschungen.
Die Geschichtevon Lein Vogel Strauß , der den

Kopf in den Sand steckt und sich sicher wähnt, weil er¬
den Jäger nicht sehen will,  ist bekannt, aber nur der
Mensch hat ein Recht, die Dummheit dieses Vogels zu
belächeln, der cs nicht eben so macht.

Betrachten ivir das Auftreten unserer„constitulio-
ncllen" Politiker, so steht der Vogel Strauß vor uns..
Die StaatSwcishcit deutscher Professoren ist wohl nie
so gründlich zu Schanden geworden, tcm leeren Faß dcs
politischen Optimismus nie so vollständigder Boden
ausgcschlagen, als' in unfern Tagen. Und dennoch', wo-'
hin wir immer blicken, nichts als Selbsttäuschung,
Selbstlüge, nichts als Komödie!

Es ist nicht wahr, daß die Fürsten Komödie spielen
mit den Völkern, die Völker spielen Komödie mit und
untereinander. Die Fürsten spielen cin offenes Spiel;
ihre Rollen sind Thatsachcn.  ihre StichwvrlcBa-
j onn ct t e.

Aber die Thatsachcn, die man uns ans den Spitzen
derBajvnncttc reicht, sehen wir nicht, weil wir sic nicht
sehen wollen  und je lügenhafter der Traum, den wir
mit sehenden Augen träumen, desto schrecklich wahrcr
wirb das Erwachen sein, vor dem wir umsonst versuchen
werden, die Auge» zu schließe».

Giebt cS Einfältigere, als die da glauben, ans
Erfurt  könne ,sür Deutschlands. Einheit und Freiheit
Heil kommen?

Giebt cs eine größere politische Blindheit, als den
Wahn einer Feindschaft zwischen Oesterreichund Preußen,
während seit Anfangsunserer Revolutionpreußische und
österreichischeWaffen zu gleichem Zweck und oft an glci-.
chen Orten gebraucht wurden?

Die OccupationFrankfurts durch die Ocsterrcichcr
und Preußen, die Occupation Hamburgsdurch Psenßcn,
gegen welche letzten,, wenn nicht eine durch und durch

prinzipielle licbcrcinstimmnng zwischen den beiden deut¬
schen Großmächten herrschte, Oesterreich jedenfalls pro-
testirt haben würde, beweist sie nicht die Thatsachc jener
Allianz, welche die Vorläuferin des BarbarcnihlimS ist?

Und jetzt faselt man von einer großdentschcnanti¬
preußischen Ligue, von einem Dierkönigsbüudniß! u. s. w.

Die Legitimität, heiße sie Preußen oder Oesterreich,
war und konnte ihrer Natur nach nie anders als „groß-
deutsch" sein. Das cinkönigliche Dreikönigsbündniß war
nur der Todesstoß, den man den constitntioncllenUlo-,
Pisten versetzen wollte, dieNebcrgangsphasezum legitimen
Groß-Dcutschland von GvttcS Gnaden.

Allerdings geben wir zu, daß,die klcincrcn.Staaten
mit der Volksparici die Schule der Täuschungen durch¬
wachen werden, aber noch nicht.  Prcnßens und
Oesterreichspolitische.Ccclc ist das M cd ia tisirungü -,
sy stem. Die kleinen Staaten sollen ihre Scbwächc
fühlen.  Die einheitlichen Eonibinaiioncn docnmentiren
diese Schwäche. Sic veranlassen zu einem Anlchncn
nach Rechts und Links., nach Wicn und Berlin.
Möglich, daß man die vier Königreichenoch sortvegiiiren
läßt, an die kleinen Staaten wird in der nächsten Zeit
die Reihe der Einverleibungkomnicn und die Dnodez-
regicrnngcn, bis zu dem Senat der freien Städte
herab, werten die Ehre, mit d̂eutschen Großmächten
gegen die Freiheit der Völker conspirirt zu haben, durch
ihren eigene» Sturz vom Thron und von den Regie-,
rnngsscsselnbezahlen. Dann kommt auch die Reihe an
'die kleinen Königreiche.

Es liegt irgendwo cineKartc, ans welche Friedrich der
Große de» Strich machte, der Oesterreichvon Preußen
trenne» sollte. Dieser Strich ging durch ganz Deutschland
und er wird c,i»c Wahrheitwerden, wenn nicht vorher
wieder der Hahnenschreiertönt, der den Völkernverkündet,
daß cs Zeit ist, sich den Schlaf aus den Augen zu
reiben. (Fr.)
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